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Beilage zu Ar. 55 des„Ciythälers."
Dienstag den 6. April 1886.

Amtliches.

Aufforderung
des Steuerkollegiums zu Fatierung des
Kapital-, Renten-, Dienst- und Berufs-
Einkommens auf den1. April 1886 behufs
der Besteuerung für das Jahr 1. April

1886 bis 31. Marz 1887.
In Gemäßheit des Art . 7 des Gesetzes

vom 19. Sept . 1852 (Reg.-Bl . S . 236)
und des Art . 4 Ziff . 1 Schlußsatz des
Finanzgesetzes vom 27. Febr . 1879 (Reg.-
Bl. S . 39), wird behuss der Fatierung
des der Besteuerung unterliegenden
Kapital - , Renten - , Dienst - und Be-
russ -Einkommens auf den 1. April
1886 nachstehende Aufforderung erlassen:

I . Die in Art . 2 des Gesetzes vom
19. Sept . 1852 , beziehungsweisein Art . 2
des Gesetzes vom 30. März 1872 , be¬
zeichnten Steuerpflichtigen oder deren ge¬
setzliche Stellvertreter — für die im Aus¬
lande sich aufhaltenden die aufzustellendcn
Bevollmächtigten— werden hiemit auf¬
gefordert , nach Maßgabe der gedachten
Gesetze und der Instruktionen zu Voll¬
ziehung derselben vom 10. Juni 1853 und
vom 7. Juni 1872 (Reg.-Bl . von 1853
S . 171 und Reg.-Bl . von 1872 S . 197 ff.)
an die nach tz 12 der erstgenannten In¬
struktion zusammengesetzteOrtssteuerkom¬
mission spätestens bis zum 1. Mai 1886,
oder wenn die Ortssteuerkommission einen
kürzeren Termin anzuberaumen für an¬
gemessen erachtet, innerhalb dieser Frist
eine Erklärung abzugeben:

a. ob sie sich am 1. April 1886 im
Besitze steuerbarer Kapitalien und
Renten (Ziff . 11. 1 hienach) be¬
funden haben und wie hoch nach dem
Bestände von diesem Tage , welcher
für die Entrichtung der Steuer auf
das ganze Etatsjahr 1885/86 ent¬
scheidet, der Jahresertrag beläuft;

d. wie hoch sich ihr Dienst - und Be¬
rufs - Einkommen , sowohl in festen,
als in veränderlichen Bezügen (siehe
hienach Ziff . II . 2) beläuft . Das
feste, ständige Einkommen ist nach
dem Stande vom 1. April 1886,
das veränderliche, wechselnde nach
denl Ergebnisse des der Fatierung
unmittelbar vorangegangenen Jahres
1885/86 anzugeben;

e. was sie sonst zur Erläuterung ihrer
Fassion beizusügen für notwendig
halten.

II . Nach Art . 1 des Gesetzes vom
19. Sept . 1852, bezw. Art . 1 des Gesetzes
vom 30. März 1872 unterliegt der Be¬
steuerung:

1) das Einkommen aus Kapitalien
und Renten , und zwar:

a. der Ertrag der verzinslichen, im Jn-
oder Auslande angelegten, eigentüm¬
lichen oder nutznießlichen Kapitalien
(verzinslichen Darlehen , Schuld¬
briefen, Staats - oder anderen Obli¬
gationen , Lotterie - Anlehenslosen),

verzinslichen und unverzins¬
lichen Zielforderungen;

b. Renten, als: Leibgedinge, Leibrenten,
Zeitrenten und vererbliche Renten
jeder Art , insbesondere auch zu Folge
der Bestimmung in Art . 2, II , 1,
des Gesetzes, betreffend die Grund -,
Gebäude- und Gewerbesteuer vom
28. April 1873 (Reg.-Bl . S . 127),
die rcichsschlußmäßigenRenten (mit
Ausnahme dagegen der vom Grund¬
ertrag abgezogenen, nach H22 , Satz
1 des Katastergesetzesvom 15. Juli
1821 der Gefällsteuer unterliegenden
Grunhgefälle), übrigens ohne Unter¬
schied, ob die Renten auf Grund¬
eigentum oder bestimmte Gefälle
fundiert sind oder nicht, ob sie von
der Staatskasse , von Körperschaften
oder Privaten gereicht werden, aus
dem In - oder Auslande fließen, so¬
wie die Entschädigungen, welche an
frühere Berechtigte für verlorenen
Umgeldsbezug oder genossene Um¬
geldsfreiheit, für aufgehobene Kam¬
mersteuern oder aus sonstigen Titeln
gereicht werden, die von adeligen
Gutsbesitzern an Mitglieder ihrer
Familien zu entrichtenden Apanagen,
Wittume , Alimente; ebenso Präbenden
und Ordenspensionen , ingleichen
Renten oder Dividenden aus auf
Gewinn berechneten Aktien - Unter¬
nehmungen , und zwar nach Art . 1
Abs. 2 des Gesetzes vom 30. März
1872 ohne Rücksicht darauf , ob
das betreffende Unternehmen
in Württemberg oder anderswo
der Gewerbesteuer unterliegt.

Einkünfte der vorgenannten Arten,
welche aus Bezugsquellen außerhalb
Württembergs fließen, unterliegen nach
Art . 1 Abs. 1 des Gesetzes vom 30. März
1872 der Besteuerung in Württem¬
berg auch dann , wenn dieselben außer¬
halb Württembergs bereits mit einer
Steuer belegt sind ; es darf jedoch die
zum Ansatz kommende auswärtige Steuer
am Jahresertrag dieser Einkünfte abge¬
zogen werden, so daß nur der Ueberrest
als steuerbarer Betrag im Sinne des Art . 5
des Gesetzes vom 19. September 1852 zu
behandeln ist.

2) Das Dienst - und Berufs - Ein¬
kommen jeder Art , insbesondere:

a . aller im Staats - , Hof- , Kirchen-,
Schul - , Körperschafts- , Gemeinde-
und Stiftungsdienst aktiv angestellten
oder verwendeten Personen , der
Militärpersonen , der ausübenden
Aerzte, Rechtsanwälte , immatriku¬
lierten Notare , der Vorstände , Mit¬
glieder u. s. w. der Berwaltungs-
und Aufsichtsräte von Aktiengesell¬
schaften, der Architekten, Feldmesser,
Künstler, Literaten , der gutsherrlichen
Verwalter und Diener, der Pfleger
und Bermögensverwalter aller Art,
Geschäftsführer und Diener von
Privatvereinen , der bei öffentlichen
Stellen , bei gewerblichen Unter¬

nehmungen sowie für Privatdienste
aller Art verwendeten männlichen
und weiblichen Gehilfen und Diener;

b. die Quiescenzgehalte der Zivil- und
Militärstaatsdiener , sowie die Pen¬
sionen oder Ruhegehalte , die In¬
validen- , Medaillen-, Gnaden -Ge-
halte und Unterstützungen, welche
einer der zu !it . a . aufgeführten
Personen nach dem Austritt aus
dem aktiven Dienstverhältnisse in Be¬
ziehung auf ihre frühere Dienst¬
leistung oder aus gleichem Grunde
deren Witwen und Waisen von dem
Staate , aus einer anderen öffent¬
lichen Kasse oder von einem Privaten
gereicht werden;

überhaupt aller , welche aus persön¬
lichen Leistungen einen der Gewerbe¬
steuer nicht unterworfenen Erwerb
ziehen , in welcher Beziehung beigefügt
wird, daß die Kommissionäre , Makler»
(Sensale ) , Herausgeber (Verleger)
von Zeitungen und Zeitschriften der
Gewerbesteuer unterliegen und daher für
die Einkommenssteuer keine Fassion mehr
einzureichen haben, daß jedoch Honorare
für die Redaktion und für wissenschaftliche
Arbeiten wie bisher der Berufseinkommens¬
steuer unterworfen sind.

Zu dem steuerbaren Einkommen ge¬
hören auch Taggelder , Honorare , Gehalts¬
zulagen, Zusatzgehalte für Nebenämter,
Belohnungen für Pflegschaften und Ver¬
mögensverwaltungen , Anteile an Ge-
werbsgewinn , Tantiemen , Prämien,
Gratifikationen , desgleichen Zinse oder
Renten , welche als Teile eines Dienst-,
oder ähnlichen Einkommens bezogen werden,
das Einkommen derjenigen, welche mit der
Ausübung der Heilkunde sich befassen, auch
wenn sie gemäß der Reichsgewerbeordnung
den Titel eines Arztes sich nicht beilegen
dürfen ; dagegen gehören nicht hieher un¬
ständige Gratialien und Geschenke.

III . Nach Art . 2 des Gesetzes vom
30. März 1872 sind alle Landes¬
angehörigen,  sowie andere Ange¬
hörige des Deutschen Reichs  der
Einkommenssteuer insoweit unterworfen,
als sie nach dem Reichsgesetze wegen Be¬
seitigung der Doppelbesteuerung vom 13.
Mai 1870 (Reg.-Blatt von 1871 Nr . 1
Beil . S . 31) in Württemberg zu den direkten
Staatssteuern herangezogen werden dürfen
und nach Punkt b, des genannten Art . 2
nicht eine Beschränkung stattfindet.

Hienach ergibt sich:
/E Deutsche Militärpersonen und Zivil-

beainte, sowie deren Hinterbliebene sind,
wenn sie aus der Württemb . Staatskasse
Gehalt , Pension oder Wartgeld beziehen,
für diese Bezüge in Württemberg, ohne
Rücksicht auf ihren Wohnsitz, steuerpflichtig:
dagegen sind dieselben, wenn ihnen solche
Bezüge aus der Kasse eines anderen Bundes¬
staates zukommcn, hieraus , auch wenn sie
in Württemberg wohnen, der diesseitigen
Einkommenssteuer nicht unterworfen.

L . In Absicht auf die Besteuerung
des sonstigen Dienst- und Berufseinkom-
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mens, mag dasselbe in Württemberg oder
außerhalb des Landes erworben werden,
insbesondere auch hinsichtlich der
aus der deutschen Reichskasse flie¬
ßenden Bezüge , sowie des Kapital- und
Renten-Einkommens, das aus Württem¬
berg oder anderwärts herfließt, gelten
folgende Bestimmungen:

1) Deutsche, welche in Diensten des
Reichs oder eines deutschen Bundesstaates
stehen, sind, wenn sie ihren dienstlichen
Wohnsitz in Württemberg haben, hier
steuerpflichtig, dagegen der diesseitigen
Steuer nicht untertworsen, wenn sie neben
einem Wohnsitz in Württemberg den dienst¬
lichen Wohnsitz in einem andern Bundes¬
staat haben.

2) Landes- und andere Reichsange-
hörige sind diesseits steuerpflichtig, wenn sie

s . ihren Wohnsitz in Württemberg habenoder
b. in keinem Bundesstaat einen Wohn¬

sitz haben, aber in Württemberg sich auf¬
halten.

3) Abgesehen von Zisf. 1 unterliegen
Landesangehörige, welche in Württemberg
und außerdem in anderen Bundesstaaten
einen Wohnsitz haben, diesseits der Steuer,
ebenso Angehörige anderer Staaten des
deutschen Reichs, es sei denn, daß letztere
in Württemberg und außerdem in ihrem
Heimatstaate einen Wohnsitz haben, in
welchem Falle sie in Württemberg steuer¬
frei bleiben.

4) Sind Landes- und andere Reichs¬
angehörige nach Zisf. 1—3 steuerpflichtig,
haben dieselben aber noch ein anderes
Domizil außerhalb des deutschen Reichs¬
gebietes, so bleiben die in dem Laude des
letzteren ihnen anfallenden Einkünfte von
der diesseitigen Besteuerung ausgenommen.

5) Landesangehörige , welche ihren
Wohnsitz außerhalb des deutschen
Reichs haben, unterliegen nur in Ansehung
ihrer in Württemberg erwachsenden Ein¬
künfte der diesseitigen Steuer, wenn sie
nicht in Württemberg sich aufhalten(oben
Zisf. 2d und 4).

Haben dieselben zugleich einen Wohn¬
sitz oder Aufenthalt in einem andern
Bundesstaate, so fällt die diesseitige Be¬
steuerung ganz hinweg.

6 . Ausländer , welche dem deutschen
Reiche nicht angehören, sind in Ansehung
ihres in Württemberg erwachsenden Ein¬
kommens,

a. wenn sie am Anfänge des Steuer¬
jahres bereits sechs Monate in Würt¬
temberg wohnen, unbedingt,

d. andernfalls aber bloß dann zu be¬
steuern, wenn in dem Heimatland
derselben die Württemberger eine
gleiche oder ähnliche Steuer trifft.

IV. Die nach Zisf. I. oben abzugeben¬
den Erklärungen(Fassionen)

1) über das Kapital - und Renten¬
einkommen können entweder mündlich
in das von der Ortssteuerkommission zu
führende Aufnahmeprotokoll oder schrift¬
lich nach den in tz. 17 Zisf. 1 der In¬
struktion vom 10. Juni 1853 gegebenen,
aus den Fassionsformularien ersicht¬
lichen näheren Bestimmungen abgegebenwerden.

Dagegen sind:
2) die Fassionen über das Diensth¬

und Berufs -Einkommen in der Regel

schriftlich nach dem vorgeschriebenenFor¬
mular zu übergeben.

V. Bon der Fassionspflicht be¬
freit sind bezüglich des oben Zisf.
II. 1 bezeichnten Kapital - und Ren¬
ten-Einkommens die im Gesetz Art. 3
V. a. b. §. genannten Anstalten, die im
Gesetz Art. 3 V. e. erwähnte allgemeine
Sparkasse in Stuttgart und diejenigen,
welche in diese Sparkasse Ersparniseinlagen
gemacht haben, hinsichtlich der denselben
aus diesen Einlagen zufließenden Zinsen,
ferner die in Art. 3 k. genannte Kasse
des Wohlthätigkeitsvereins sowie bezüg¬
lich des Dienst- und Berufs -Ein¬
kommens die Landjäger und die militäri¬
schen Forst- , Zoll- , Grenz- und Steuer¬
schutzwächter und diejenigen Personen,
deren Dienst- und Berufseinkommen den
jährlichen Betrag von 350 M. nicht über¬
steigt(Einkvmmenssteuergesetz Art. 3 L. a.
und b. , Gesetz vom 20. August 1861,
Reg.-Bl . S . 186, Art. 3 und Gesetz vom
24. Juni 1875, Reg.-Bl . S . 331, Art. 1).

Uebrigens muß auf etwaiges Anfor¬
dern der Ortssteuerkommission gleichwohl
die in H. 14 Abs. 2 der Instruktion vom
10. Juni 1853 vorgcschriebene Anzeige
abgegeben werden.

VI. Wenn weiter(siehe Zisf. V. oben)
im Gesetz Art. 3 V . 6. k. genannte An¬
stalten, oder wenn Institute der im Ge¬
setz Art 3 V. e. 6. lc. bezeichnten Art
Steuerbefreiung ansprechen, desgleichen,
wenn aus Grund der Bestimmungen im
Gesetz Art. 3 V. Ii. ein solcher Anspruch
erhoben werden will, so sind diese, mit
vollständigen Nachweisen zu begründenden
Ansprüche durch die Ortssteuerkommission
beim Kameralamt anzubringen.

Die den Mitgliedern des Kapita¬
listenvereins in Stuttgart früher ein¬
geräumte, seit 1. Juli 1859 aber aufge¬
hobene Steuerfreiheit für ihre Einlagen in
diesen Verein bleibt laut der vom Steuer¬
kollegium auf Grund des Art. 1 des
Gesetzes vom 20. August 1861 (Reg.-Bl.
S . 185) unter'm 1. Juli 1864 (Amts¬
blatt S . 85) getroffenen Verfügung auf¬
gehoben; die Mitglieder dieses Vereins
werden daher aufgefordert, die Zinse aus
diesen Einlagen gleich ihren übrigen Ka¬
pitalzinsen zu fatieren.

Ebenso haben die Mitglieder der All¬
gemeinen Rentenanstalt in Stutt¬
gart die Renten, welche sie von dieser
Anstalt beziehen, zu fatieren und zu ver¬
steuern, da die Rentenanstalt seit 1. Juli
1860 nur die nach Abzug der auszube¬
zahlenden Renten ihr verbleibenden Aktiv¬
zinse versteuert, welches Verhältnis laut
der vvm K. Steuerkollegium unter'm 9.
August 1864 (AmtsblattS . 99) auf Grund
des Art. 1 des Gesetzes vom 20. August
1861 getroffenen Verfügung fvrtbestehen
bleibt. Desgleichen haben die Einleger in
die mit der Allgemeinen Rentenanstalt
verbundene Spar - und Depositenkasse
als Gläubiger der Rentenanstalt die hier¬
aus zu beziehenden Zinsen gleich ihren:
sonstigen Kapital- und Renteneinkommen,
und ebenso haben die Mitglieder der an die
Allgemeine Rentenanstalt übergegangenen
sogenannten Rottenburger Witweu-
kasse ihre diesfälligen Bezüge nach Art.
1. II. d. des Einkommenssteuergesetzes zu
versteuern.

VII. Die bloße Thatsache einer erst¬
maligen oder einer gegen früher veränderten
Fassion soll für die Ortssteuerbehörde,i
noch keine Veranlassung bilden, um von
dem Fatenten einen näheren Nachweis über
den Grund der früheren Unterlassung der
Fassion oder des früheren niedrigeren oder
höheren Betrags derselben zu verlangen.
Die Forderung eines solchen Nachweises
ist vielmehr den Ortsstenerbchörden nur
dann als zulässig bezeichnet, wenn nach der
Persönlichkeit des Fatenten oder nach den
sonstigen Umständen triftige Gründe
vvrliegen würden, die Richtigkeit der Fassion
in Zweifel zu ziehen.

VIII. Wer sein der Besteuerung unter¬
liegendes Einkommen ganz oder teilweise
verschweigt, hat neben der verkürzten
Steuer den zehnfachen  Betrag derselben
als Strafe  zu bezahlen, welche auch nach
dem Tode des Schuldigen angesetzt werdenkann.

Die Steuergefährdung ist im Falle un¬
vollständiger oder unrichtiger Fafsion mit
Ablage der schriftlichen oder mündlichen
Erklärung an die Äufnahmebehörde, bei
gänzlicher Unterlassung der Anzeige aber
mit dem Ablauf des Steuerjahrs vollendet
(Art. 11 Abs. 3 des Gesetzes vom 19.
September 1852.)

Die durch gänzliche oder teilweise Ver¬
schweigung des steuerbaren Einkommens
begangene Verfehlung wird dann straffrei
gelassen, wenn von dem Steuerpflichtigen
oder Fassionspflichtigen, oder nach dem
Tode des Schuldigen von Seiten eines
seiner Erben, bevor eine Anzeige der Ver¬
fehlung bei der Behörde gemacht wurde
oder ein strafrechtliches Einschreiten er¬
folgte, die unterlassene oder zu nieder ab¬
gegebene Erklärung (Fassion) bei einer
Aufnahmebehörde oder einer dieser Vor¬
gesetzten Steuerbehörde nachgetragen oder
berichtigt und hierdurch die Nachforderimg
der sämtlichen nicht verjährten Steucr-
beträqe ermöglicht wird. (Gesetz vom
13. Juni 1883).

Stuttgart, den 11. März 1886.
R i eck c.

Die Ortssteuerkommissionen haben die
vorstehende Aufforderung sofort  in der
ortsüblichen Weise bekannt machen zu
lassen.

Die bereits hinausgegebenen Aufnahme¬
protokolle sind nach vollzogenem Aus-
nahmegeschäft abzuschließen, von der Orts-
steuerkommission am Schluffe zu beurkunden
und mit den Fassionen und dem Kostcn-
zettel spätestens bis 31. Mai  d. I.
an das Kameralamt einzusenden.

Die Fasstonen sind von den Steuer¬
pflichtigen selbst  zu unterzeichnen. Die
Bevollmächtigten  der im Ausland
sich aufhaltenden Steuerpflichtigen und die
Privat  Vermögensverwalter haben den
Fassionen Vollmachten  im Original
oder in beglaubigter Abschrift beizuschlicßen.

Neuenbürg,  den 1. April 1886.
K. Kameralamt.

Löflund.
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